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Beleidigende Äußerungen über Politikerinnen und Politikern in sozialen 
Netzwerken – zur Gewichtung der Meinungsfreiheit und Abwägung mit 
den Persönlichkeitsrechten von Politikerinnen und Politikern 
 
In seinem Beschluss vom 19. Dezember 2021 
(1 BvR 1073/20) hat das BVerfG auf die Verfas-
sungsbeschwerde der Bundestagsabgeordne-
ten Renate Künast erstmals eine besondere 
Schutzbedürftigkeit politischer Funktionsträ-
gerinnen und –träger gegen Verächtlichma-
chung und Hetze anerkannt und dabei die 
Grenzen der Meinungsfreiheit in sozialen Me-
dien enger vermessen. Vorangegangen waren 
zivilgerichtliche Entscheidungen des Landge-
richts Berlin (27 AR 17/19) und des Kammer-
gerichts (10 W 13/20), die in jeweils unter-
schiedlichem Umfang Diffamierungen in Be-
zug auf die Person von Renate Künast zwar als 
polemische und überspitzte sowie sexistische 
Äußerungen bewerteten, sie im Ergebnis je-
doch als zulässige Meinungsäußerungen ein-
ordneten. Nachdem das BVerfG die zivilge-
richtlichen Entscheidungen aufgehoben und 
zur erneuten Entscheidung an das KG zurück-
verweisen hatte, hat das KG jetzt mit Be-
schluss vom 31. Oktober 2022 (10 W 13/20) 
entschieden, dass die streitgegenständlichen 
Äußerungen sämtlich als Beleidigung nach 
§ 185 StGB 
 

zu qualifizieren sind. Dies gibt Anlass, die 
Rechtsprechung des BVerfG zur Gewichtung 
des Persönlichkeitsrechts von Politikerinnen 
und Politikern im Rahmen der Abwägung mit 
der Meinungsfreiheit zusammenfassend dar-
zustellen. 
 

I. Wesentlicher Sachverhalt 
 
Die Bundestagsabgeordnete Renate Künast 
war in Zusammenhang mit einem ihr zuge-
schriebenen, verfälschten Zitat aus den 
1980er Jahren auf Facebook von zahlreichen 
Nutzerinnen und Nutzern anonym mit drasti-
schen Äußerungen angriffen worden. Es han-
delte sich um Formulierungen wie „Pädophi-
len-Trulla“, „die ist Geisteskrank“, „Gehirn Am-
putiert“ oder „Ich könnte bei solchen Aussa-
gen diese Personen die Fresse polieren“. In 
der Folge begehrte sie auf der Grundlage des 
§ 14 Abs. 3 Telemediengesetz a.F. die Gestat-
tung der Auskunftserteilung über die Be-
standsdaten dieser Facebooknutzerinnen und 
–nutzer. Das LG Berlin hatte den Antrag voll-
ständig zurückgewiesen. Das KG gestattete die 
Aukunftserteilung nur teilweise, lehnte sie je-
doch wegen der vorstehend zitierten Äußerun-
gen ab. Insoweit sei – so das KG – die Schwelle 
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einer gemäß § 185 StGB strafbaren Beleidi-
gung nicht überschritten, namentlich erreiche 
die Verletzung des Persönlichkeitsrechts kein 
solches Gewicht, dass die Äußerungen unter 
Einbeziehung des Kontextes lediglich als per-
sönliche Herabsetzung und Schmähung er-
schienen.1 
 
II. Entscheidung des BVerfG 
 
Die 2. Kammer des BVerfG befand die Verfas-
sungsbeschwerde für offensichtlich begrün-
det. Die Kammer stellte fest, dass die ange-
fochtenen Beschlüsse des LG Berlin und des 
KG die Beschwerdeführerin in ihrem allgemei-
nen Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG verletzen. Die Entschei-
dungen wurden aufgehoben und der Fall zur 
erneuten Entscheidung an das KG zurückver-
wiesen. 
 
In der Begründung der Entscheidung hat die 
Kammer betont, auch im streitgegenständli-
chen Fall sei eine umfassende Abwägung der 
betroffenen Grundrechte erforderlich. Wei-
chenstellend für die Prüfung einer Verletzung 
des Persönlichkeitsrechts sei – so die Kammer 
weiter – die Erfassung des Inhalts der streit-
gegenständlichen Äußerungen, insbesondere 
die Klärung, in welcher Hinsicht sie ihrem ob-
jektiven Sinn nach das Persönlichkeitsrecht 
beeinträchtigen.2 Auf dieser Grundlage sei 
dann eine abwägende Gewichtung der Beein-
trächtigungen, die den betroffenen Rechtsgü-
tern und Interessen, hier der Meinungsfreiheit 
und der persönlichen Ehre, drohen. Hierzu hat 
die Kammer ausgeführt: „Das bei der Abwä-
gung anzusetzende Gewicht der Meinungsfrei-

                                                      
1 Näher zum Sachverhalt: BVerfG, NJW 2022, 680, 
680 f.; vgl. auch: Muckel, JA 2022, 438, 438; Hufen, 
Grundrechte: Meinungsfreiheit und allgemeines 
Persönlichkeitsrecht, JuS 2022, 688, 689. 

heit ist umso höher, je mehr die Äußerung da-
rauf abzielt, einen Beitrag zur öffentlichen 
Meinungsbildung zu leisten, und umso gerin-
ger, je mehr es hiervon unabhängig lediglich 
um die emotionalisierende Verbreitung von 
Stimmungen gegen einzelne Personen geht“.3 
Zu berücksichtigen sei andererseits, dass das 
Grundrecht der Meinungsfreiheit gerade aus 
dem besonderen Schutzbedürfnis der Macht-
kritik erwachsen sei: Bürgerinnen und Bürger 
müssten die Möglichkeit haben, die Machtaus-
übung durch Amtsträgerinnen und Amtsträger 
auch in anklagender und personalisierender 
Weise anzugreifen, ohne Repressalien be-
fürchten zu müsse. In die Abwägung einzustel-
len sei daher, ob die Privatsphäre der Be-
troffenen oder ihr öffentliches Wirken Gegen-
stand der Äußerung sei. „Dabei liegt insbeson-
dere unter den Bedingungen der Verbreitung 
von Informationen durch ‚soziale Netzwerke‘ 
im Internet ein wirksamer Schutz der Persön-
lichkeitsrechte von Amtsträgerinnen und 
Amtsträgern sowie Politikerinnen und Politi-
kern über die Bedeutung für die jeweils Be-
troffenen hinaus im öffentlichen Interesse, 
was das Gewicht dieser Rechte in der Abwä-
gung verstärken kann. Denn eine Bereitschaft 
zur Mitwirkung in Staat und Gesellschaft kann 
nur erwartet werden, wenn für diejenigen, die 
sich engagieren und öffentlich einbringen, ein 
hinreichender Schutz der Persönlichkeits-
rechte gewährleistet ist.“4 Zu berücksichtigen 
sei zudem auch die Form und die Begleitum-
stände der betreffenden Äußerung. So be-
stehe ein Unterschied zwischen einer ad hoc 
hitzigen Situation, bei der nicht jedes Wort auf 

2 BVerfG, NJW 2022, 680, 682 
3 BVerfG, NJW 2022, 680, 682 f. 
4 BVerfG, NJW 2022, 680, 683. 
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die Waagschale gelegt werden dürfe, und ei-
ner schriftlichen Äußerung, bei der ein hohes 
Maß an Bedacht und Zurückhaltung erwartet 
werden dürfe. Auch komme es auf die kon-
krete Verbreitung und Wirkung der Äußerung 
an. So sei ein kleiner Kreis von Personen, in 
dem eine mündliche Äußerung falle, zu unter-
scheiden von wiederholenden und anpran-
gernden (etwa mit Bild getätigten) Aussagen in 
einem der Öffentlichkeit zugänglichen Me-
dium wie dem Internet.5 
 
Diesen Anforderungen genügten die Entschei-
dung der Berliner Gerichte im „Fall Künast“ 
aus Sicht der Kammer in keiner Weise. 
 
III. Bewertung 
 
Die Entscheidung des BVerfG wir in der juristi-
schen Literatur insoweit für bemerkenswert 
befunden, als sie dem allgemeinen Persön-
lichkeitsrecht von Politikerinnen und Politi-
kern größeres Gewicht in der gebotenen Ab-
wägung mit der Meinungsfreiheit einräumt als 
bisher.6 Hervorzuheben ist an der Entschei-
dung gleichermaßen die Feststellung, dass der 
Schutz der Persönlichkeitsrechte von Politike-
rinnen und Politikern auch dem Staatswesen 
dient, das auf das Engagement der Gesell-
schaft angewiesen ist.7 
 
Zum Teil schwerste Anfeindungen und Diffa-
mierungen von Politikerinnen und Politikern 
haben gezeigt, wie berechtigt es ist, diesen Ge-
danken auch verfassungsrechtlich die gebo-
tene Geltung zu verschaffen.8 

                                                      
5 BVerfG, NJW 2020, 680, 683. 
6 Vgl. Muckel, JA 2022, 438, 438; Freytag, Zur Inte-
ressenabwägung bei Hetzkritik gegen Politiker in 
sozialen Netzwerken, GRUR-Prax 2022, 150. 
7 Vgl. Hufen, Grundrechte: Meinungsfreiheit und all-
gemeines Persönlichkeitsrecht, JuS 2022, 688, 691; 
Muckel, JA 2022, 438, 440. 

IV. Handlungsmöglichkeiten für Betroffene 
 
Betroffene können ihrem allgemeinen Persön-
lichkeitsrecht zur Durchsetzung verhelfen, in-
dem sie entweder auf zivilrechtlichem oder 
strafrechtlichem Wege gegen die Verfasserin-
nen und Verfasser von beleidigenden Beiträ-
gen vorgehen. 
 
Zunächst kann bei Polizei oder Staatsanwalt-
schaft Strafanzeige und Strafantrag wegen der 
infrage kommenden Straftat, etwa eines der 
Delikte nach §§ 185 ff. StGB, gestellt werden. 
Zudem können die betreffenden Beiträge di-
rekt bei dem jeweiligen Publikationsmedium 
gemeldet und ihre Entfernung verlangt wer-
den. Sofern dem nicht entsprochen wird, kann 
ein zivilrechtlicher Unterlassungsanspruch 
gegen die Urheberin bzw. den Urheber der je-
weiligen Äußerung geltend gemacht werden.9 
 
Um diesen Unterlassungsanspruch gegenüber 
gerichtlich durchzusetzen, muss zuerst die 
Identität der jeweiligen Kommentatorin bzw. 
des jeweiligen Kommentators ermittelt wer-
den. Hierzu dient das bei den Landgerichten 
angesiedelte Verfahren zur Freigabe der Aus-
kunftserteilung nach dem Telekommunika-
tion-Telemedien-Datenschutz-Gesetz in Ver-
bindung mit dem Netzwerkdurchsetzungsge-
setz.10 
 
Weitere Informationen, Unterstützungs- und 
Hilfsangebote für Betroffene sind u.a. auf fol-
gendem Portal abrufbar: www.stark-im-
amt.de/ 

8 Vgl. Hufen, Grundrechte: Meinungsfreiheit und all-
gemeines Persönlichkeitsrecht, JuS 2022, 688, 689. 
9 Grundlage hierfür ist § 1004 Abs. 1 und 
§ 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit §§ 185 f. StGB. 
10 § 21 Abs. 2 und 3 des Telekommunikation-Tele-
medien-Datenschutz-Gesetzes in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 3 Netzwerkdurchsetzungsgesetz. 
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